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Freiwillige Kirchensteuer für das Gewerbe!

Der Kanton Bern bittet für die Kirchensteuer 
nicht nur die Angehörigen der Landeskirchen 
zur Kasse, sondern auch juristische Personen. 
So werden in der Regel Kapitalgesellschaften 
(AG, GmbH usw.), Genossenschaften, Vereine 
und Stiftungen besteuert, und die Erträge den 
Landeskirchen in Abhängigkeit von ihrer Mit-
gliederzahl zugeteilt. Diese Praxis sorgt seit 
langem immer wieder für Missmut. Denn anders 
als natürliche Personen können sich die Unter-
nehmen und anderen Organisationen nicht durch 
Kirchenaustritt der Steuerpflicht entziehen. Die 
Kirchensteuer bleibt auch dann geschuldet, 
wenn hinter der Firma ein Eigentümer steckt, 
der keiner der Landeskirchen angehört oder 
diese aus anderen Gründen nicht mitfinanzieren 
möchte.
Die Bundesverfassung sieht die Besteuerung 
der juristischen Personen nicht vor, sondern 
lässt sie zu. So das Bundesgericht, welches die 
Religionsfreiheit lediglich als Schutznorm für 
natürliche Personen gelten lässt (BGE 126 I 
122). Der Kantonsgesetzgeber kann also eine 
Kirchensteuerpflicht für juristische Personen 
im Gesetz vorsehen. Diese Beurteilung ist in 
der Fachliteratur umstritten. Kirchen und re-
ligiöse Gemeinschaften verfolgen primär eine 
religiöse Zielsetzung und erfüllen keine Staats-
aufgabe. Selbst eine allfällige Verwendung 
von Kirchensteuern juristischer Personen für 
«nicht-kultische» Zwecke ändert nichts daran, 
dass sie nicht dem allgemeinen Haushalt der 
Gemeinden, sondern allein den Landeskirchen 
zukommt. Wenn der Kanton die Unternehmen in 
eine Sozialpflicht nehmen will, dann soll er das 
über die Unternehmenssteuer und zugunsten des 
Haushalts tun und nicht über eine Kirchensteuer 
zugunsten der Landeskirchen. Das von Befür-
wortern der Kirchensteuerpflicht regelmässig ins 
Feld geführte «Profitieren von gesamtgesell-

schaftlich relevanten Leistungen» durch die Un-
ternehmen ist eine politische Einschätzung aber 
kein Rechtsgrund für eine Steuer – sonst müsste 
nämlich jedermann – auch natürliche Personen, 
die nicht Mitglied der Landeskirchen sind – als 
Profitierende besteuert werden. Das Motiv der 
Befürworter einer Kirchensteuerpflicht der ju-
ristischen Personen ist offensichtlich allein die 
finanzielle Bedeutung dieser Steuererträge für 
die Aufrechterhaltung der finanziellen Basis der 
Landeskirchen.
Wenn der Kanton Leistungen der Kirchen oder 
religiöser Gruppierungen für gesamtgesell-
schaftlich wertvoll erachtet, kann er sie über 
Leistungsverträge mit den jeweiligen Gruppie-
rungen abgelten, die einer Leistungsüberprüfung 
standhalten müssen.

Situation in den Kantonen
Keine Kirchensteuer für juristische Personen 
erheben nur die Kantone: BS, SH, AR, AG 
und GE.
Kanton BE: Vorstösse zur Abschaffung: 1979 
Motion FDP/Gygi, 1999 Motion SD/Hess und 
2006 Motion FDP/Bolli Jost. 
Die Kantone VD und VS erheben keine Kir-
chensteuer im eigentlichen Sinne. Die Kultus-
kosten sind jedoch in den Budgets von Kanton 
und Gemeinden enthalten und sind demzufolge 
durch die Erträge aus den allgemeinen Steuern 
– auch der juristischen Personen – gedeckt.
Kanton SO erhebt von jur. Personen keine 
Kirchensteuer im eigentlichen Sinne. Die ju-
ristischen Personen bezahlen aber seit 1952 
eine Finanzausgleichssteuer in der Höhe von 
10% der einfachen Staatssteuer zuhanden der 
staatlich anerkannten Kirchgemeinden.
Kanton SG erhebt jur. Personen keine Kirchen-
steuer im eigentlichen Sinne. Von den Zuschlä-
gen zu den Gewinn- und Kapitalsteuern (220% 
der einfachen Steuer) wird aber ein Teil (22,5% 
der einfachen Steuer) für den Steuerausgleich 
unter den Kirchgemeinden verwendet.
Der Kanton NE erhebt die Kirchensteuer bei 
juristischen Personen, die Bezahlung ist aber 
freiwillig.
Im Kanton TI machen nicht alle Kirchgemein-
den von ihrem Recht Gebrauch, eine Kirchen-
steuer zu erheben. Natürliche und juristische 
Personen können sich durch einfache Mittei-
lung an das Steueramt davon befreien.
Steuerpflichtig sind in der Regel die Kapitalge-

sellschaften (z.B. AG und GmbH), Genossen-
schaften, Vereine und Stiftungen.
Im Kanton GL unterliegen die Holding- und 
Domizilgesellschaften keiner Kirchensteuer-
pflicht.
Die Kantone SZ, NW und GR kennen die Kir-
chensteuern auch für die öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften.
Die Kantone ZH, SO, TG und JU besteuern 
auch die übrigen juristischen Personen.

Deshalb möchte ich den Regierungsrat be-
auftragen, die notwendigen Anpassungen 
vorzunehmen, damit sich künftig juristische 
Personen freiwillig der Kirchensteuerpflicht 
unterstellen können.

Ein alter Zopf
Die Belastung einer juristischen Person (AG; 
GmbH, Genossenschaft etc.) mit Kirchensteu-
ern ist systematisch falsch. Es ist unbefriedi-
gend und ungerecht, dass juristische Personen 
Kirchensteuern zahlen müssen, obwohl sie gar 
nicht Mitglied einer Kirche oder Religionsge-
meinschaft sein können und sich ebenso we-
nig auf das Grundrecht der Religionsfreiheit 
berufen können. Für natürliche Personen sind 
Kirchensteuern grundsätzlich freiwillige Ab-
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verlieren ihre direkte Verkehrsverbindung nach 
Bern. Groteskerweise soll nach wie vor ein Bus 
von der Endhaltestelle in Ostermundigen auf die 
Rüti führen.

Nachteil für Pendlerinnen und Pendler!
Wer pendelt, will vor allem eines: möglichst 
rasch von A nach B gelangen. Doch die Trams 
verkehren in Zukunft zu den Stosszeiten nur 
noch halb so häufig wie heute die Busse. Die 
Reisezeit, bestehend aus Fahrzeit und Wartezeit, 
wird sich also mit Sicherheit verlängern.
Teure drei Stunden!
Die Buslinie 10 wird heute, wie die meisten 
Linien im öffentlichen Verkehr, zu den Stoss-
zeiten am Morgen und Abend stark frequentiert. 
Ausserhalb dieser drei Stunden Hauptverkehrs-
zeit sind die Busse naturgemäss weniger stark 
ausgelastet. Der Bau einer Tramlinie – einzig zur 
Entlastung zu den Stosszeiten – ist ein grosser 
Luxus. Mit flexibleren Arbeits- und Schulzeiten 
und mehr Möglichkeiten, Arbeiten statt im Büro 
zuhause zu erledigen, wird sich das Problem der 
Stosszeiten ohnehin weiter entschärfen.

Nachfrage kann sinken!
Der Bahnhof Ostermundigen wird zwingend 
ausgebaut, der Takt der S-Bahn soll vernünfti-
gerweise erhöht werden. Mit dem Zug dauert die 
Reise zum Hauptbahnhof Bern nur sieben Minu-
ten, also weniger als halb so lange, wie sie mit 
dem Tram künftig dauern würde. Es ist davon 
auszugehen, dass in Zukunft viele Pendlerinnen 
und Pendler, statt die unglückliche Kombination 
von Tram/Bus, den Zug von Ostermundigen 
nach Bern nehmen werden und dadurch die 
Linie 10 weiter entlastet wird. Erfreulicherweise 
sind die Passagierzahlen auf der Linie 10 bereits 
in den Jahren 2013 bis 2015 leicht zurückge-
gangen.

Daher NEIN zum Luxus-Tram!
Mein Fazit: Das Transportaufkommen kann mit 
einem Ausbau der S-Bahn und Bussen vorläufig 
günstiger und flexibler bewältigt werden als 
mit einem neuen Tram. Mit der teuren Investi-
tion ins Tram ist zuzuwarten, weil der effektive 
Bedarf erst im Jahr 2030 definitiv feststeht. 
Die Steuerfranken, welche in den Bau der neu-
en, luxuriösen Tramlinie investiert werden soll, 
wird zwangsläufig an anderen Orten fehlen. Zu-
dem ist unklar, ob zu einem späteren Zeitpunkt 
weitere Investitionen in das bereits heute sehr 
kostenintensive Tramprojekt nötig sind. Wird 
das Projekt wie geplant umgesetzt, so führt dies 
zu einer unüberwindbaren «Tramwand» in der 
schönsten Gasse der Berner Altstadt, welches 
zum UNESCO-Weltkulturerbe gehört. Weiter 
müssten wegen des Trams in der Stadt Bern hi-
storisch gewachsene Baumalleen gefällt werden.
Aus all diesen Gründen habe ich mich ent-
schlossen, das kostspielige und unter dem Strich 
unnötige Tram-Luxus-Projekt mit ganzer Kraft 
zu bekämpfen. Stimmen auch Sie deshalb am  
4. März 2018 mit Überzeugung Nein zum über-
rissenen Verpflichtungskredit von 102 Millionen 
Steuerfranken für die Projektierung und Reali-
sierung von Tram Bern – Ostermundigen! Vielen 
herzlichen Dank!

JA zu No Billag –  
SRG, wir müssen reden.
Die Schweizerische Gewerbekammer, das Parlament des sgv, hat die JA-Parole zur No Billag 
Initiative beschlossen.
Für den Schweizerischen Gewerbeverband sprechen insbesondere folgende Argumente für ein 
JA zur No Billag Initiative:

•  Ein JA zur No Billag Initiative schafft willkürliche Steuern und Abgaben für Private und 
Unternehmen ab. Die Billag-Mediensteuer ist eine willkürliche und ungerechtfertigte Dop-
pelbesteuerung der Unternehmen. Diese Doppelbesteuerung ist mit einem JA vom Tisch.

•  Ein JA zu No Billag öffnet den Weg für eine neue und befreite SRG. Bei einem JA zu No 
Billag wird die SRG nicht verschwinden. Sie wird auch mit einem JA mit einem Budget eines 
Grosskonzerns in Milliardenhöhe weiterarbeiten können. Während die Einnahmen aus der 
Mediensteuer zurückgehen, sind neu substanziell höhere Einnahmen aus der Werbung über 
TV, Radio und Online zu erwarten. Die No Billag Initiative will, dass der Bund keine Ra-
dio- und Fernsehstationen mehr subven¬¬tio¬¬¬niert. Fördergelder für einzelne Sendungen, 
Sendereihen oder konkrete Gefässe des Service public sind weiterhin möglich. Gerade für 
sprachliche Minderheiten oder Randregionen sind solche weitgehend unbestritten und wer-
den auch vom Schweizerischen Gewerbeverband sgv unterstützt.

•  Ein JA zur No Billag Initiative stärkt die Medienvielfalt: Der Koloss SRG ist für die Schweiz 
zu gross geworden. Die SRG ruiniert mit ihren Milliarden aus der Mediensteuer und ihrer 
aggressiven Wettbewerbsstrategie die privaten Medien¬¬häuser. Mehr Markt ist notwendig, 
insbesondere bei den Deutschschweizer Medien. Der sgv lehnt die heutige carte blanche 
Lösung für die SRG ab, mit der sie quasi selber bestimmen kann, was sie produzieren will 
und was für Steuern sie dazu einfordert. Das ist willkürlich und undemokratisch. Ein JA zu 
No Billag erzwingt endlich die von der SRG und der Medienministerin seit Jahren blockierte 
und verhinderte Diskussion zu Umfang und Inhalt des Service public.

•  Ein JA verhindert die Verstaatlichung der gesamten Medienlandschaft in der Schweiz. In der 
aktuellen Medienpolitik ist eine weitere Verstaatlichung des Schweizer Medien vorskizziert. 
2019 will die Medienministerin ein neues Mediengesetz einbringen. Schon heute werden 
Forderungen für Subventionen analog der SRG auch für Printmedien oder Online-Portale 
erhoben. Diese Entwicklung wäre das Ende von Medienvielfalt und der freien Medien in der 
Schweiz. Dem muss entschieden entgegengetreten werden.

Liste 11

2 x auf Ihre Liste!

Echt bürgerlich!
Stefan Hofer
Kand.Nr. 11.01.1

gaben, da jede Einwohnerin / jeder Ein-
wohner im Kanton Bern selber entscheiden 
kann, ob er einer Landeskirche angehören 
will oder nicht. Für juristische Personen 
gilt diese Wahlfreiheit nicht. Sie sind ver-
pflichtet, Kirchensteuern zu bezahlen, un-
geachtet dessen, ob ihre Besitzer oder ihre 
Belegschaft einer Landeskirche angehören 
oder nicht. Insbesondere stossend ist, dass 
sich die Landeskirchen in den letzten Jah-
ren vermehrt auch in politische Angelegen-
heiten einmischten und dabei von ihrem 
Kernauftrag entfernten – teilweise auch von 
den Interessen der Unternehmen. Gerade in 
solchen Fällen ist es unverständlich, wenn 
juristische Personen, die mit dem Handeln 
der Landeskirchen nicht einverstanden sind, 
weiterhin zur Bezahlung von Zwangsabga-
ben verpflichtet sind. Gegen eine freiwillige 
Bezahlung der Kirchensteuern durch Un-
ternehmen ist grundsätzlich nichts einzu-
wenden, jedoch soll die Wahlfreiheit auch 
bei juristischen Personen gegeben sein.  
Das Obligatorium der Kirchensteuern im 
Kanton Bern für juristische Personen ist 
in der heutigen Zeit ein alter Zopf, stammt 
aus einer Zeit, in welcher die Trennung 
von Kirche und Staat noch viel verwirk-
lichter war und ist auch unter diesem 
Gesichtspunkt zu betrachten.
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Von Aliki Panayides, Vize-Gemeindeprä-
sidentin Ostermundigen, Bern 

Grossratskandidatin

Gemäss städtischem, sprich also leider 
heute rot-grünem Pateiprogramm, ist das 
Auto per se schlecht: Umweltschädlich, 
Platzverschwendend, den Egoismus und 
wahrscheinlich den Kapitalismus demons-
trierend. Daher gehört die Verkehrsver-
treibungspolitik zum stadtbernischen täg-
lichen Ärgernis in Bern.

Interessanterweise setzt sich aber Rot-Grün 
dann doch nicht entschlossen für autofreie 
Siedlungen ein – durchaus erfreulich, aber 
doch widersprüchlich. Der Grund dafür ist 
schnell gefunden: Mit dem Auto lässt sich 
so richtig Geld für die Staatskasse ma-
chen: Steuern auf Fahrzeuge und Benzin, 
Vignette, Parkgebühren, Prüfgebühren 
und natürlich Bussengelder fürs Falsch-
parkieren, zu langes parkieren, mit einem 

Pneu ausserhalb des Parkfeldes stehen, am 
falschen Ort anhalten und so weiter und 
so weiter.

Rot-Grün schätzt das Auto aber auch aus 
tiefster innerer Freude heraus, denn was 
gibt es für Rot-Grün schöneres, als wenn 
man/frau mit dem Velo unterwegs ist und 
die Autofahrerin mit moralisch überle-
genem leicht verächtlichem Blick in die 
Schranken weisen kann. Und vermutlich 
besonders befriedigend: Unabhängig von 
Vortritt oder Einbahnregelung: Im Falle 
eines Unfalls ist immer das Auto schuld, 
denn das Velo gilt als schwächerer Ver-
kehrsteilnehmer – pardon Verkehrsteil-
nehmerin.

Und dann sind da noch all die rot-grünen 
Politiker, die sehr gerne mitfahren, wenn 
es darum geht, von einer Sitzung zur ande-
ren zu kommen. Eigenverantwortung und 
Konsequenz geht anders …. siehe SVP.

Das widersprüchliche Verhält-
nis von rot-grün zum Auto

www.pro-aliki.ch

#bernstarke Erfahrung
in den Grossen Rat Zweimal auf 

jede Liste
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Bern will ein Asylzentrum und neue «Gäste»
Der Gemeinderat will gemäss eigenem Bekunden dem Kanton und dem Bund gegenüber Hand dafür bieten, dass auf  
Stadtgebiet ein neues Asylzentrum des Bundes entstehen kann. Das Zieglerareal soll 2023 frei werden. Dagegen wurde der 
Vorstoss der SVP, der u.a. keine neuen Asylzentren in Bern wollte, von allen anderen Fraktionen leider unisono abgelehnt.

Von Alexander Feuz, Berner Fürsprecher, 
Stadtrat/Fraktionschef SVP und  

Grossratskandidat

Erfreulicherweise nahm der Berner Stadtrat am 
25.1.2018 die von mir als Erstunterzeichner 
eingereichte dringliche interfraktionelle Motion 
(SVP, BDP/CVP) «Pacta sunt servanda! Mit der 
Planung für Wohnraum im Ziegler ist endlich 
zu beginnen!» mit 46 Ja, 10 Nein und 2 Ent-
haltungen als Richtlinienmotion klar an. Damit 
sollte nun sichergestellt sein, dass die 2023 
auslaufenden Verträge, in denen das Ziegler als 
Asylzentrum vergeben wurde, nicht verlängert 
werden. Gegen Ende 2018 sollte das Planerlass-
verfahren Ziegler beginnen, und die Bevölke-
rung wird bei der Planung mitwirken können. 
Damit sollte das Ziegler, wie von uns beantragt, 
effektiv auf Ende  2023 frei werden. Ich schlies-
se allerdings leider nicht aus, dass die Verwal-
tung wegen angeblicher Personalknappheit diese 
Zeitvorgaben nicht einhalten kann (vgl. meinen 
früheren Artikel).

Mit meiner gleichentags behandelten Dring-
lichen Motion (Militärkaserne Bern: Angebot 
des Gemeinderates, Provisorium, Providurium, 
Definitivum? Schluss mit der leichtsinnigen 
Vergabe von besten zentralen Wohnlagen für 
den Asylbereich!) hatte ich dagegen gar kei-
nen Erfolg. Sie wurde mit Ausnahme der SVP 
Fraktion von allen übrigen Fraktionen leider 
mit 8 gegen 50 Stimmen abgelehnt. Die klare 
Mehrheit der Stadträte will auf dem Platz Bern 
ein Asylzentrum des Bundes. Die Gründe, die 
dagegen sprechen, waren leider nicht massge-
blich. Am Kasernenareal, nach wie vor als Opti-
on festhalten! Es ist zu hoffen, dass sich hier der 
Bund durchsetzt, der dieses Areal weiterhin für 

seine Bedürfnisse nutzen will. Möglicherweise 
ist das Areal im Bericht des Strassenverkehrs- 
und Schifffahrtsamtes 
gefährdet. Anwohner 
haben mir gegenüber 
entsprechende Befürch-
tungen geäussert. An-
fangs März 2018 sollte 
der Gemeinderat auf 
meine Anfrage Aus-
kunft geben müssen, 
welche Areale geprüft 
werden und wann und 
wie die betroffenen 
Anwohner und Eigen-
tümer über die Vorha-
ben orientiert werden. 
Infolge der geänderten 
Bestimmungen des neu-
en Asylgesetzes werden 
hier die Möglichkeiten, 
das Vorhaben zu ver-
hindern, stark einge-
schränkt.
Erstaunlicherweise ha-
ben die Medien über die 
beiden Vorstösse nicht 
berichtet, weshalb ich 
dankbar bin, dass Bern 
Aktuell die guten und 
schlechten Nachrichten 
hier veröffentlicht.  

Planung Gaswer-
kareal: Eine weitere 
rotgrüne Bastion 
wird geschaffen
Leider wurde hier eine 
weitere Chance für eine 

sinnvolle Überbauung an dieser einzigartigen 
Lage beim Marzili unten an der Aare leichtfertig 
vergeben: Gegen den Willen der bürgerlichen 
Minderheit und der Mitte wurde mit Stichent-
scheid der Präsidentin sogar ein Antrag des GB/
JA angenommen, der ein Verbot von Stockwerk
eigentum vorsah. Besonders schmerzlich wurde 
von den Unterlegenen dabei empfunden, dass 
eine Stadträtin bei dieser heiklen Abstimmung 
wegen der Teilnahme an einem von ihr unter-
stützten Konzert in Bern fehlte. 
Auch die Anträge meiner Fraktion, u.a. min-
destens 50% höherwertigen Wohnraum zu 
schaffen und die Parkplatzanzahl von 0,3 pro 
Wohneinheit zu erhöhen, wurden von RGM 
abgeschmettert. Ebenso hatten selbst unsere mit 
Fachleuten erarbeiteten weiteren Planungsanträ-
ge keine Chancen, obwohl wir dafür selbst aus 
den Reihen diverser anderer Fraktionen Unter-
stützung und Anerkennung erhielten.

Mein persönliches Fazit: Das rotgrüne Wohl-
fühl-Biotop auf Kosten der Steuerzahler muss 
unbedingt verhindert werden. Lieber bleibt das 
Areal noch Jahre grün, als dass eine weitere 
Bastion von RGM geschaffen wird.

Fürsprecher und Rechtsanwalt

ein engagierter Stadtrat und Fraktionspräsident

Wahlkreis Stadt Bern
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auf dem Weg zur Knechtschaft. Beim 
«institutionellen Rahmenabkommen» 
werde versucht, mit schönen Worten 
einen Ankettungsvertrag zu verharm-
losen, in Wahrheit will der Vertrag «die 
Abschaffung der schweizerischen di-
rekten Demokratie». Grund für unseren 
Wohlstand sei nicht das «Geschwätz 
über Globalisierung und bilaterale Ver-
träge, sondern unsere Unabhängigkeit, 
unsere direkte Demokratie, die bewaff-
nete Neutralität und Marktwirtschaft». 
Gastredner Bundesrat Ignazio Cassis 
wirbt für einen Neuanfang mit der EU. 
Das Ziel des Rahmenabkommens sei 
im Grunde nichts anderes als ein Markt-
zugangsabkommen. Ihm schwebt ein 
neues Vertragspaket vor: Einen Strom-
vertrag, ein Dienstleistungsabkommen 
und den Zugang für Schweizer Ban-

ken und Versicherungen zu den EU-Märkten. Integriert 
werden sollen auch Institutionen zur Überwachung der 
Verträge, ein Schieds-Gericht, das über die Einhaltung 
urteilt, eine paritätische, je nach Fall zusammengesetzte 
Einrichtung würde die politische Akzeptanz eines Ab-
kommens mit der EU innenpolitisch erhöhen. Die For-
derung der EU, dass ihr Gericht die EU-Regeln für den 
Zugang zu ihrem Binnenmarkt auslegt, sei nachvollzieh-
bar, ein ausländischer Autofahrer müsse sich auch an 
die Tempolimite in der Schweiz halten. 

Einwanderung aus dem Ru-
der gelaufen, Zuwanderung 
stoppen

Seit der Einführung mit der EU im Jahr 2007 verzeich-
nen wir jährlich eine Netto-Zuwanderung von 60’000 
bis 80’000 Personen. Die Folgen sind schmerzhaft, na-
mentlich ältere Menschen werden durch junge, billigere 
Ausländer ersetzt. Schulen platzen aus den Nähten, 
die Hälfte aller Sozialhilfebezüger sind Ausländer. Die 
Ausgaben der Gemeinden steigen, der Steuerzahler 

ist gefordert. – Schluss mit dem Rechtsanspruch auf 
Zuwanderung, unterschreiben Sie die Begrenzungs-
Initiative. Mehr Informationen oder Unterschriftenbögen 
unter: www.begrenzungsinitiative.ch und info@begren-
zungsinitiative.ch

Flankierende Lohnschutz-
massnahmen für Schweizer 
verletzen EU-Prinzip «glei-
cher Lohn für gleichwertige 
Arbeit am gleichen Ort»

Mit dem Rahmenvertrag sollen auch die einst ausge-
handelten flankierenden Lohnschutzmassnahmen für 
Schweizer verschwinden. 

Zerstörung des 600 Kilome-
ter «Terror-Korridor’s» im 
Norden Syriens durch tür-
kische Truppen

Schritt für Schritt, verkündete Staatschef Erdogan, 
werde man den Korridor, mit Unterstützung ehemaliger 
IS-Kämpfer, den die syrisch-kurdischen Volksverteidi-
gungsmilizen an der türkischen Grenze errichtet hätten, 
zerstören.

Zentralschweiz will Projek-
tierung des Durchgangs-
bahnhofs Luzern

Die Zentralschweizer Konferenz der Kantonalen Direk-
toren des öffentlichen Verkehrs fordert, dass aus Rück-
sicht auf die Zentralschweizer Interessen die Variante 
mit dem Zimmerberg-Basistunnel II zwischen Zug und 
Zürich und mit dem Durchgangsbahnhof in Luzern über 
11,5 Milliarden Franken umgesetzt werde. 

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

Zuwanderung begrenzen 
hat nichts mit Abschottung 
zu tun

Ein freies Land wie die Schweiz hat die Einwanderung 
selber zu steuern, wie dies die meisten Länder der Welt 
auch tun. Es käme ihnen nie in den Sinn, über 500 
Millionen Bürgern anderer Staaten einen rechtlichen 
Anspruch auf Einwanderung zu gewähren. Im Gegen-
teil, viele Staaten verschärfen vor dem Hintergrund der 
weltpolitischen Entwicklungen ihre Einwanderungs-
Gesetze, mit dem Ziel, die Einwanderung nach ihren 
Bedürfnissen auszurichten. 

30. Albisgüetli-Tagung  
Zürich

Alt Bundesrat Christoph Blocher warnte: Die Unabhän-
gigkeit und der Wohlstand seien in Gefahr. Internationa-
les Recht soll vor das von Volk und Ständen geschaf-
fene Recht gestellt werden. Die Schweiz sei erneut 

Wahlkreis Oberaargau
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Monika Kammermann 2 × auf 

Ihre Liste!

Monika Kammermann

Liste 11 SVP
Kand.Nr. 11.14.2

In den Grossen Rat

Zuverlässig und ehrlich

… parat für den Grossen Rat!

…  als Leitungsmitglied KMU Stadt Bern  

parat für die Wirtschaftspolitik

…  als Verwaltungsrat der Lindenhofgruppe 

parat für die Gesundheitsdebatte

…  als Oberst i Gst  

parat für die Sicherheitsdebatte

…  als Stadtratspräsident 2017  

parat für den parteiübergreifenden Dialog

LISTE 2

Christoph    
Zimmerli ist …

@zimmerli.parat | www.christophzimmerli.ch

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

Vortrag von

Div aD Peter Regli
zum aktuellen Thema

«Terrorismus, Migration,  
Cyberkrieg und Donald Trump:  
gehen sie uns noch etwas an?»

Donnerstag, 15. März 2018  
Hotel Glockenhof, Sihlstrasse 31, Zürich

Mittwoch, 27. Juni 2018  
Sorell Hotel Aarauerhof, Bahnhofplatz 2, Aarau

Donnerstag, 4. Oktober 2018  
Mannschaftskaserne Bern, Papiermühlestrasse 15 
(Navigationssystem Kasernenstrasse 27), Bern 

jeweils 18.45 Uhr Apéro, 19.30 Referat
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Öi Stimm – üses Engagement – Zämä geits!
Das ist nicht nur ein Wahlslogan, sondern Semi Mordasinis und Simone Richners Kredo.

Sie sind der Meinung, dass Erfolg nur zusammen 
erreicht werden kann.  Sei dies in der Politik, in 
der Wirtschaft oder in der Gesellschaft. Im Team 
mit einer guten Zusammenarbeit, kann vieles 
erreicht werden - Zämä geits!
Diese Wertvorstellung kommt nicht von unge-
fähr und hat mithin dazu geführt, dass die beiden 
gemeinsam Wahlkampf machen. 
Semi und Simone stammen aus bürgerlichen 
Familien. Mordasinis sind einerseits wegen dem 
Maler- und Gipsergeschäft im Breitenrain, vie-
len Ärzten und einigen Stadt- und Grossräten 
bekannt (dies bereits seit sechs Generationen 
unter freisinniger Fahne). Richners stammen 
aus Langenthal und ihre Familiengeschichte ist 
eng mit der Porzi (Porzellanfabrik Langenthal), 
Hektor Egger oder der Calag (Carrosserie Lan-
genthal) verbunden, in deren Hallen, Simone als 
Kind oft umhergetollt ist. 
Semi und Simone haben sich schon früh ehren-
amtlich und sozial eingebracht, waren beide in 
der Pfadi (Simone sogar langjährige Leiterin, 
J+S II) und in diversen Sportvereinen tätig. Heu-
te sind beide sowohl im jungfreisinn, wie auch 
in der FDP aktiv. 
Simone ist Präsidentin der jungfreisinnigen kan-
ton bern und Parteileitungsmitglied der FDP 
Kanton Bern. Semi ist Vorstandsmitglied der 
jungfreisinnigen stadt bern und Parteileitungs-
mitglied der FDP Stadt Bern, wie auch dessen 
Wahlkampfleiterin. Auch hier wird der Gedanke 
„Zämä geits“ von beiden eingebracht. Einer der 
Slogans der FDP ist Gemeinsinn, diesen leben 
sie, in dem Simone die einzelnen Basissektionen 
und dessen Mitglieder innerhalb des jungfrei-
sinn vermehrt ins Zentrum stellt. Durch Ihre 
Funktionen setzten sich Semi auf Ebene der 
Stadt Bern und Simone auf Kantonsebene für 
eine engere und erfolgreiche Zusammenarbeit 
zwischen jungfreisinn und FDP ein und rekru-
tieren von ausserhalb und innerhalb der Partei 
junge angehende Politiker.
Semi Mordasini kann auf eine langjährige Erfah-
rung in der Politik zurückgreifen, alles begann 

im Kinderparlament der Stadt Bern, führte über 
das kommunale und kantonale Jugendparlament 
und weiteren jugendpolitischen Partizipationen 
zum Parteibeitritt in die FDP. Mit 14 Jahren 
wurde sie in die erste gemeinderätliche Kom-
mission gewählt und hat seither diverse Einsitze 
in verschiedene Kommissionen von Stadt und 
Kanton Bern gehabt. Mit 21 wurde sie bereits in 
die Parteileitung der FDP gewählt und ist Wahl-
kampfleiterin der FDP Stadt Bern. Nicht nur die 
Freisinnigen Wurzeln werden in der Familie 
Mordasini hochgehalten, sondern auch diese aus 
dem Tessin. Aktiv bei den Tessiner Studenten 
und zehnjähriges Engagement in der Römisch-
katholischen Kirchgemeinde St. Marien als 
Messdienerin zeigen ihr Bewusstsein für Ge-
meinsinn und Werte, die weitervermittelt werden 
müssen. Semi erfüllt sich ihren Kindheitstraum 
und wird diesen Sommer die Ausbildung zur 
Gemmologin (Edelsteinfachfrau) machen. Ihr 
Ziel ist es, im Edelsteinhandel Fuss zu fassen.
Simone Richner kann ebenfalls auf viele Er-
fahrungen in der Politik zurückgreifen. Als am-
tierende Präsidentin der jungfreisinnigen kan-
ton bern und ehemaliges Vorstandsmitglied der 
jungliberalen langenthal, kennt sie sowohl die 
kantonalen, wie auch die kommunalen Abläufe 
und deren Bedürfnisse im Hinblick auf die Po-
litik bestens. Als Mitglied der Parteileitung der 
FDP Kanton Bern kann sie die Anliegen der 
Jungpartei direkt in die Strategie der Mutterpar-
tei einbringen. Neben der Politik kam sie ihrem 
Hobby dem Sport immer fleissig nach, sei dies in 
der Leichtathletik oder früher im Handball. Ne-
ben der Politik und dem Sport schlägt Simones 
Herz vor allem für ihren Beruf. Sie hat das 
bernische Anwaltspatent erworben und arbeitet 
gegenwärtig bei einer Strafverfolgungsbehörde. 
Die Selbständigkeit war Simone stets wichtig, 
so war sie, um ihr Studium zu finanzieren, ne-
ben Aushilfsarbeiten in Anwaltskanzleien stets 
auch als Barkeeperin in Bern tätig und schätzte 
die viele Kontakte mit verschiedensten Leuten 
enorm.

Semi und Simone sind aufrichtig, engagiert und 
kontaktfreudig. Zwei verschiedene Persönlich-
keiten, die sich ergänzen, mit einem gemein-
samen Ziel. 
Semi gehört zwar vom Jahrgang her zur Gene-
ration Y, doch bezahlt sie ihre Rechnungen mit 
dem gelben Büchlein auf der Post ein und geht 
an die Urne stimmen. Simone ist Co-Präsidentin 
des neugegründeten freisinnigen Vereins digital-
liberal.ch und bringt somit das heute benötigte 
digitale Know-how in den gemeinsamen Wahl-
kampf ein. Semi, im Breitenrain nicht weit weg 
vom Malergeschäft geboren und aufgewachsen, 
kennt die Bedürfnisse und Probleme der bür-
gerlichen Menschen in der Stadt Bern. Simone 
ist vor dem Zuzug in Bern in Langenthal aufge-
wachsen und kennt so zusätzlich die Bedürfnisse 
der Landbevölkerung. So wiederspiegeln die 
beiden einen grossen Teil der Bevölkerung des 
Kantons.
In einem wunderschönen Land wie der Schweiz 
ist zudem die Bildung ein eminentes Fundament 
für die direkte Demokratie. Deshalb setzen sich 
die beiden nicht nur aktiv für die politische Bil-
dung, sondern auch für die Allgemeinbildung 
und Stärkung des Dualbildung-Systems ein. Als 
Kinder von Unternehmerdynastien setzen sie 
sich vehement für eine liberale Wirtschaft im 
Sinne der freien Schweiz ein. Besonders gewich-
tig für die Beiden ist die Stärkung der KMUs, 
denn diese sind der Motor der Schweizerischen 
Wirtschaft und somit das Rückgrat des Mittel-
standes. Wirtschaftlich und gesellschaftlich ist 
der Erhalt des Gewerbes und der Mittelschicht 
essentiell. Hierfür stehen die Beiden ein und 
wollen die Werte die unser Land und unseren 
Kanton grossgemacht haben weiterführen und 
im Grossen Rat einbringen.
Semi und Simone freuen sich über jegliche 
Unterstützung und hoffen Ihnen Schmackhaft 
gemacht zu haben, am 25. März frisches Blut in 
den Grossrat zu wählen. 2-mal auf ihre Liste und 
sie schaffen es, bürgerliche Werte im Grossrat 
einzubringen.

www.fdp-be.ch

Liste 2
in den Grossen Rat 

«Öi Stimm, üses 
Engagement – 
zäme geits.»
Wahlen vom 25. März 2018

Semiramis
Mordasini

Simone
Richner

2 ×
auf jede

Liste
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Vegan und bekifft
Von Henri-Charles Beuchat, Stadtrat SVP Bern

Die Relevanz von Debatten im Berner Rathaus 
ist oft mit der Bedeutung von fleischloser Er-
nährung für alle (statt für wenige) vergleichbar. 
Zwar ist diesmal das Leiern um «legales Kiffen» 
kaum weltbewegend: Doch der Gemeinderat, 
aller Nebensächlichkeit zum Trotz – hält grosse 
Stücke auf den «Hasch».

Vegan und bekifft
«Apropos Fleischlos», da wurde doch tatsäch-
lich von Regula Bühlmann, der amtierenden 
Stadtratspräsidentin die Forderung aufgestellt, 
dass der Anzeiger der Region Bern, einmal im 
Monat ein veganes Rezept zu veröffentlichen 
hat. Weiter fordert die höchste Bernerin, von der 
Stadt Bern finanzierte Kurse in vegetarischer 
und veganer Ernährung. Inskünftig muss bei 
einem Event mindestens ein Gericht vegan sein. 
Der Vorstoss wurde so vom linksgrünen Stadtrat 
überwiesen.
Liebe Bürgerinnen und Bürger, Kühe zu fressen 
ist in der Stadt Bern offensichtlich ein Kapi-
talverbrechen, wer sich hingegen den «Kiff» 
ins Hirn saugt, dem wird vom Gemeinde- und 
Stadtrat applaudiert.

Bern – das Kifferparadies
Es war wieder mal ein Abend zum Davonlaufen, 
wär da nicht die erneute Forderung nach legalem 
Kiffen auf der Traktandenliste. Der Bund hat 
diesem Vorhaben, das unter dem Deckmantel 
«Cannabis-Studie» daher kommt, den Riegel ge-
schoben. Die Universität Bern darf keine Studie 
zum legalen Verkauf von Cannabis durchführen. 
Das Gesetz erlaube dies nicht, sagt das Bundes-
amt für Gesundheit (BAG). Das Betäubungs-
mittelgesetz verbiete den Konsum von Cannabis 
zu nicht-medizinischen Zwecken. 
Doch bei der Auslegung des Be-
täubungsmittelgesetzes besteht 
offenbar viel Spielraum. Während 
in Zürich 4286 Cannabis-Bussen 
ausgestellt wurden, waren es in 
Bern letztes Jahr nur 203.

Der Rotgrüne «Chrütli-
schwur»
Man könnte sich nun denken, dass 
mit der eidgenössischen Abfuhr 
an den Berner Cannabis-Versuch 
die Angelegenheit erledigt ist, 
weit gefehlt. Der Gemeinderat 
will nun mit juristischen Mitteln 
gegen den Entscheid des BAG 
vorgehen. Für die Legalisierung 
von Drogenkonsum scheuen die 
Rotgrünen keine Schandtat. Zu 
meinem Entsetzen findet das 
«Kiffen» selbst in FDP-Kreisen 
grossen Anklang. Vivianne Es-
seiva und Christoph Zimmerli, 
Aushängeschilder der stolzen li-
beralen Kräfte in der Stadt Bern, 
haben die Forderung mit unter-

zeichnet und befürworten die Umsetzung des 
Stadtratsbeschlusses für einen legalen Canna-
bisverkauf.
Die Eidgenossenschaft gehört schon heute zu 
den G-7 der Cannabisproduktion. Willkommen 
im Grasland Schweiz. Die Legalisierung des 
Konsums von Cannabis war 
in der Schweiz in den letzten 
zwei Jahrzehnten wiederholt 
ein Thema. Trotz relativ brei-
ter politischer Unterstützung 
scheiterten bislang alle Ver-
suche.
Und so kam es an diesem 
Abend, wie es kommen muss-
te – die linksgrüne Mehrheit 
unter Mithilfe der Grünlibe-
ralen und den zu allen Kom-
promissen bereiten CVP 
stimmten für die Kiffer-Story 
des Gemeinderates.
Den Rest des Abends kann 
man ohnehin vergessen. Auch 
sonst ist der Rat, aller rot-
grüner Beliebtheit zum Trotz, 
zur individuellen Profilierung 
geeignet. Eine Forderung des 
dauerabwesenden SP-Genos-
sen Rithy Chheng, (von 45 
Sitzungen hat er immerhin 
15 besucht), greift die Eigen-
tumsrechte frontal an. Er will 
eine Formularpflicht beim 
Abschluss von Mietverträgen. 
Prima , so werden die weni-
gen verbleibenden günstigen 
Wohnungen vermehrt unter 
der Hand verschachert. Selber 
wohnen die Genossen äusserst 

fürstlich. Einmal mehr steht die weitere Debatte 
für die ideologische Umerziehung von Bürgern.
Eines ist mir an diesem Abend ausnahmsweise 
etwas erspart geblieben: Die Verhätschelung von 
linken Gewaltchaoten und Hausbesetzern. Auch 
dem Teufel muss man sein Recht lassen.

Grossratswahlen vom 25. März 2018

je

 beide in den  Grossen Rat
Zielgerichtet und verlässlich – Wählen Sie am 

25. März 2018 klare Verhältnisse für den Kanton Bern.

Beat Schori und Henri Beuchat 
Kand. Nr. 11.03.7 Kand. Nr. 11.05.3

Liste 11

Kand.Nr. 11.02.9
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